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2 EINLEITUNG

Am 23. Februar 2012 landet das ers-
te Flugzeug auf dem Rollfeld des sich 
noch immer im Bau befindenden inter-
nationalen Flughafens Dakar einige Ki-
lometer außerhalb der senegalesischen 
Hauptstadt. An Bord des Airbus 319 ist 
Abdoulaye Wade, damals Präsident des 
Senegals. In seinem langen traditionellen 
Gewand, ganz in weiß, steigt er langsam 
die Treppen der Maschine hinab. Sein 
Sohn Karim, Minister für den Infrastruk-
turausbau, weitere Ehrengäste und eine 
jubelnde Menge empfangen den 86-Jäh-
rigen. Im Konvoi der schwarz lackierten 
Geländewagen fährt der Präsident da-
von, grüßt noch aus dem offenen Dach 
des Wagens die ihm im Laufschritt fol-
genden Menschen und lässt den Airbus 
auf dem staubigen Rollfeld zurück. 
Drei Tage nach dieser Inszenierung zu 
Wahlkampfzwecken – bei der Wade als 
Vater des fortschrittlichen Senegals prä-
sentiert wurde – sollte er dennoch bei der 
Präsidentschaftswahl mit nur 38 Prozent 
der Stimmen unterliegen. Einen Monat 
später verliert er die Stichwahl gegen sei-
nen Herausforderer Chérif Macky Sall. 
Sein Sohn Karim, der ihm eigentlich als 
Präsident nachfolgen sollte, wird 2013 
wegen Korruption verurteilt.
Abdoulaye Wade kam im Jahr 2000, ge-
tragen von großen Hoffnungen der sene-
galesischen Bevölkerung, an die Macht. 
Alles hatte für Wade eigentlich gut be-
gonnen. Von Abdou Diouf, der seit 1981 
das Land angeführt hatte, und seiner seit 
der Unabhängigkeit regierenden Parti So-
cialiste (PS) hatten die Menschen genug. 
Die Wirtschaftskrisen und die technokrati-
schen Reformprogramme von Regierung 
und Geberorganisationen wie Weltbank 
und Internationalem Währungsfonds 

(IWF) hatten die Wahlmaschine der PS, 
die 40 Jahre lang mithilfe der einflussrei-
chen islamischen Bruderschaften ihre 
Macht konsolidiert hatte, zum Halten ge-
bracht. Wade versprach den Menschen 
einen Neuanfang. Sopi (dt. Wandel) hieß 
sein Wahlslogan in der Landessprache 
Wolof.1 Doch zwölf Jahre später regte sich 
erneut Unmut in der Bevölkerung. «Y’en 
a marre – uns reicht es» hieß eine Grup-
pe junger RapperInnen, die Teil der Be-
wegung M23 (Mouvement du 23 Juin, 
dt. Bewegung des 23. Juni) war und vor 
allem viele junge Menschen in Dakar auf 
die Straße brachte. «Y’en a marre» warf 
Wade Vetternwirtschaft und das Versagen 
bei der Bekämpfung von Armut und sozia-
ler Ungerechtigkeit vor. Schließlich muss-
te Wade abtreten und seit 2012 regiert 
Macky Sall das Land. Auch er hatte, wie 
Wade, einen guten Start. Sein technokra-
tischer Plan für eine Modernisierung des 
Senegals und eine bessere Zukunft heißt 
«Plan Sénégal Emergent» (PSE).
Die hier vorliegende Analyse «Senegal 
emergent: State Building zwischen Em-
pire und Islam» setzt sich mit dem Rin-
gen der Regierenden um postkoloniale 
Selbstbestimmung sowie sozialen und 
wirtschaftlichen Fortschritt in einer afro-
islamischen Gesellschaft in der postim-
perialen Peripherie auseinander.
Teil 1 blickt zurück in die Zeit des Auf-
bruchs des jungen Staates aus den Res-
ten des französischen Empires und ei-
ner von islamischen Bruderschaften 
bestimmten Gesellschaft. Im Mittelpunkt 
steht hier die Analyse der staatlichen Be-

1  Wolof ist die Sprache der gleichnamigen ethnischen Grup-
pe im Senegal, der 49 Prozent der Bevölkerung angehören. 
Daneben gibt es die Peul (19 %), die Serer (14 %), die Diola 
(7 %), weitere Gruppen (5 %) und AusländerInnen, vor allem 
aus Frankreich (6 %).



3mühungen, eine nationale Wirtschaft 
aufzubauen, die den Erwartungen und 
Hoffnungen der Menschen gerecht wird, 
um dem jungen Staat zur notwendigen 
Souveränität und Legitimierung vonsei-
ten der Bevölkerung zu verhelfen.
Teil 2 untersucht die Krisen und Refor-
men der 1970er bis 1990er Jahre und 
ihre Auswirkungen auf Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft. Krisen- und Reform-
prozesse vollzogen sich in dieser Zeit in 
vielen afrikanischen Ländern. In diesem 
Abschnitt soll es vor allem darum gehen, 
die Spezifika des senegalesischen We-
ges zu erfassen und die Folgen der Krisen 
und Reformprogramme im gesellschaft-
lichen Kontext für die Souveränität der 
Regierenden zu bestimmen.

Teil 3 analysiert den «neuen Aufbruch» 
seit dem Jahr 2000, zuerst unter Wa-
de im Zeichen des «Omega-Plans», da-
nach unter Sall mit seinem «Plan Sénégal 
Emergent». Es wird untersucht, ob die 
Regierenden eine Stärkung des staatli-
chen Handelns anstreben, es ihnen um 
ein umfassendes Modernisierungspro-
jekt geht und ob damit Souveränität ge-
genüber nationalen und internationalen 
Akteuren (zurück-)erobert werden kann.
Teil 4 diskutiert die Zukunft der Demo-
kratie und den weiteren Aufbau einer 
nationalen Wirtschaft, deren wichtigste 
Grundlage ein Verfassungs- und Rechts-
staat ist, dessen Funktion nach innen 
und außen sich nicht in der des Gatekee-
per-Staates erschöpft.



4 1 SCHWIERIGER AUFBRUCH (1940 bis 1970) 

Im August 1960 waren die Verhandlun-
gen zwischen Senegal und Soudan, dem 
späteren Mali, über die seit 1959 beste-
hende gemeinsame Union gescheitert. 
Léopold Sédar Senghor hatte sich mit 
Modibo Keïta, dem Präsidenten der Uni-
on aus Senegal und Soudan, überwor-
fen. Keïtas Vorgehen gegen die traditio-
nellen Autoritäten missbilligte Senghor 
ebenso wie die Konfrontation mit der 
ehemaligen Kolonialmacht Frankreich. 
Senghor hatte anderes vor: Er wollte die 
traditionellen chefs locale2 in das Regie-
rungsgeschäft einbinden – wie es schon 
die Kolonialmacht getan hatte  – und 
nicht gegen sich aufbringen. Auch hoff-
te er auf Frankreichs Hilfe und wollte da-
her keineswegs Paris brüskieren. Modibo 
Keïta und vor allem Sékou Touré, der als 
erster Präsident Guineas schon 1958 mit 
Frankreich gebrochen hatte, vertraten für 
ihn keine erstrebenswerten Modelle, ob-
wohl er wie sie einen «Afrikanischen So-
zialismus» für den Senegal im Sinn hatte. 
So fand sich Senghor als Präsident im 
Palais de la République in Dakar wieder, 
in dem bis 1958 der Generalgouverneur 
von Französisch-Westafrika residiert hat-
te. Was Senghor seit den Verhandlun-
gen über die Zukunft des französischen 
Empires, die noch während des Krieges 
1944 begonnen hatten, verhindern woll-
te – die Unabhängigkeit einzelner afri-
kanischer Territorien von Frankreich, ei-
ne «Balkanisierung» – war nun auch im 
Senegal Realität geworden. Einen Klein-
staat Senegal hielt Senghor für wirt-
schaftlich nicht lebensfähig. Als Katholik 
und Mitglied der Serer – einer ethnischen 
Minderheit im Land – konnte er sich nicht 
auf eine «natürliche» Anhängerschaft – 
weder eine Ethnie noch eine Religions-

gemeinschaft – bei der Ausübung seiner 
Macht stützen. Seine Stütze waren die is-
lamischen Sufi-Bruderschaften: die Xaa-
dir, die Tidjane und die Layennes, und vor 
allem die Mouriden.3 Die AnhängerInnen 
der islamischen Bruderschaften, die Ta-
libee genannt werden und heute etwa 
13 Millionen Menschen zählen (das ent-
spricht einem Anteil von 87 Prozent), fol-
gen ihren religiösen Führern (Marabouts) 
strikt, jedoch ohne unkritisch zu sein. Da-
mit üben die Marabouts großen politi-
schen und wirtschaftlichen Einfluss aus, 
auch im Alltag, etwa bei der Besetzung 
von Stellen oder der Vergabe von Aufträ-
gen im öffentlichen Bereich und in der 
Privatwirtschaft. In der streng religiösen 
und hierarchischen Gesellschaft des Se-
negals zählt ihr Wort viel. Um ihren Ein-
fluss weiß ein Fabrikbesitzer genauso 
wie ein lokaler Polizeichef und lässt daher 
höchste Vorsicht im Umgang mit ihnen 
walten. Die Marabouts mischen denn 
auch in der großen Politik mit, wie erst 
kürzlich geschehen bei der Entlassung 
von Karim Wade aus der Haft, um welche 
die Mouriden beim Präsidenten nachge-
fragt hatten.4 
In der Wirtschaft des Landes sind vor al-
lem die Mouriden präsent, während die 
Tidjane in Politik und Verwaltung bes-
ser vertreten sind. Die Mouriden  kon
trollierten schon in der Kolonialzeit den 
wichtigsten Exportsektor: die Erdnuss-
ölproduktion. Und nicht zuletzt war die 
Verwaltung der Kolonie zu einem wich-

2  Unter einem chef locale oder einem chef de village versteht 
man eine lokale Autorität, die gegenüber der staatlichen Ver-
waltung die Interessen des Dorfes vertritt. Die Anforderungen 
an einen chef locale sind heute im Senegal rechtlich festge-
legt.  3  Die wichtigsten Bruderschaften im Senegal sind: Tid-
jane (mit einem Anteil von 49 % an den in Bruderschaften or-
ganisierten Moslems), Mouriden (31 %), Xaadir (6 %), Layenne 
(1 %).  4  Die Familie Wade gehört den Mouriden an. 



5tigen Teil ihre Sache, da sie für die Ein-
treibung der Steuern mitverantwortlich 
waren. Die Kolonialmacht hatte mit den 
islamischen Bruderschaften nach einer 
Phase der militärischen Konfrontation 
den Ausgleich gesucht – nicht zuletzt, 
um die eigenen Ausgaben für Militär 
und Verwaltung zu senken. Französi-
sche Kolonialgouverneure waren selbst-
verständlich bei islamischen Festen wie 
der jährlichen Pilgerfahrt nach Touba 
zugegen und islamische Geistliche nah-
men an den Paraden und Feierlichkeiten 
der Kolonialmacht teil. Islamische Bräu-
che und Gesetze wurden von den Kolo-
nialbeamtInnen respektiert und mit dem 
Laizismus Frankreichs, der eigentlich ei-
ne Trennung von Staat und Religion vor-
sieht, zur Erhaltung gesellschaftlicher 
Stabilität in Einklang gebracht. Touba, 
die Heilige Stadt der Mouriden, in der der 
Gründer der Mouriden, Amadou Bam-
ba, begraben ist, wurde von der französi-
schen Kolonialmacht gar zum extraterri-
torialen Gebiet erklärt. 
Der postkoloniale Staat führte dieses 
Arrangement fort. Zwar verfolgte Seng-
hor wie Keïta in Mali und Touré in Gui-
nea einen «Afrikanischen Sozialismus», 
doch angesichts der Stärke der Bruder-
schaften im eigenen Land, ihrer fast un-
eingeschränkten Herrschaft über die 
Menschen im ländlichen Raum, suchte 
Senghor beim Aufbau seines Staates und 
bei der Sicherung seiner Macht und der 
seiner Partei lieber die Zusammenarbeit 
mit ihnen. Die Verständigung mit den is-
lamischen Führern war eine Herausfor-
derung – die andere Herausforderung, 
der sich Senghor stellen musste, war die 
Konfrontation mit Mamadou Dia. Dia, ne-
ben Senghor einflussreichster Politiker in 
der Regierungspartei, hatte ähnliche Plä-
ne zum Umbau des Staates wie Keïta in 

Mali. Parteisekretäre sollten den ländli-
chen Raum kontrollieren und die Macht 
der islamischen Geistlichen brechen. 
1962 bereitete Senghor Dia und seinen 
Plänen auf autoritäre Weise ein Ende. 
Ohne vorherigen Prozess verschwand 
Dia für viele Jahre im Gefängnis. 
Zur Absicherung seiner Macht setz-
te Senghor wie andere Machthaber im 
postkolonialen Afrika – nicht selten mit 
Billigung der alten Kolonialmacht – auf 
Autoritarismus. 1978 begann Senghor, 
ein kontrolliertes Mehrparteiensystem 
von drei Parteien wiedereinzuführen. 
Und erst in den 1990er Jahren, lange 
nachdem Senghor seine Macht abgege-
ben hatte, kam es im Senegal wie auch in 
anderen afrikanischen Ländern in dieser 
Zeit auf Druck der Straße und der Geber-
länder zu einer Demokratisierung. 
Nach der Unabhängigkeit waren die Re-
gierenden darum bemüht, mit dem Auf-
bau einer nationalen Armee an eigener 
Souveränität zu gewinnen. 1965 betrug 
die Truppenstärke schon 4.000 Soldaten. 
Damals wurden 15 Millionen US-Dol-
lar und damit immerhin 2,2 Prozent des 
Bruttosozialprodukts (BSP) für das Militär 
aufgewendet. Das entsprach den Ausga-
ben für den Gesundheitssektor, um den 
es im Kontext einer rasch wachsenden 
Bevölkerung genauso schlecht bestellt 
war wie dem Bildungssektor – beide Be-
reiche hatte die Kolonialverwaltung ver-
nachlässigt. 
Senegals Armee blieb lange in den Ka-
sernen. Sezessionsbestrebungen, mit 
denen andere postkoloniale Regime in 
Afrika zu kämpfen hatten, blieben zu-
nächst aus. In den 1980er Jahren be-
gann jedoch der Konflikt in der südlichen 
Grenzregion Casamance, der bis heute 
andauert. Die bewaffnete Auseinander-
setzung mit dem nördlichen Nachbarn 



6 Mauretanien fand zwischen 1980 und 
1991 statt. Senegals Grenzregionen stel-
len ein Problem dar – nicht erst seit der 
nördliche Nachbar Mali im Jahr 2012 
durch das Vordringen dschihadistischer 
Rebellen in sich zusammenbrach. Schon 
in der Kolonialzeit waren die Grenzregi-
onen vernachlässigt worden; von dort 
breiten sich heute illegale Aktivitäten wie 
Drogen- und Waffenhandel aus und ver-
mengen sich mit regionalen Konflikten. 
Senghor und seine Nachfolger sind denn 
auch bis heute auf die militärische Hilfe 
Frankreichs angewiesen – Frankreich un-
terhält im Senegal eine eigene Militärba-
sis. Selbst die Kontrolle des Seegebietes 
vor der senegalesischen Küste ist ohne 
die Hilfe der französischen Armee nicht 
möglich. 

Souveränität und Wirtschaft
Der postkoloniale Staat suchte nicht nur 
nach militärischer Souveränität, er be-
durfte auch einer inneren Verankerung. 
Mit der Leistungsfähigkeit, für seine Be-
völkerung sorgen zu können, sollten 
auch Legitimität und Stabilität des Staa-
tes wachsen. Auf diesem Feld scheiter-
te der junge Staat jedoch, denn mit der 
Unabhängigkeit von Frankreich bekam 
der Senegal schwere wirtschaftliche Pro-
bleme. Mit damals nur drei Millionen Ein-
wohnerInnen verloren die Unternehmen 
den gemeinsamen westafrikanischen 
Markt. Dakar, wo 1960 immerhin ein Drit-
tel der SenegalesInnen lebte, büßte mit 
der Unabhängigkeit seinen Status als 
regionale Hauptstadt für Französisch-
Westafrika ein. Denn Schritt für Schritt 
übernahm Abidjan in der Elfenbeinküste, 
wo die Wirtschaft durch den Boom der 
Kakaowirtschaft stark wuchs, die führen-
de Rolle im Städtenetz des frankofonen 
Westafrikas. Zudem galt es, die großen 

Erwartungen der Menschen, die von der 
Unabhängigkeit schnelle Verbesserun-
gen erhofften, zu erfüllen.
Im letzten Jahrzehnt der Kolonialherr-
schaft hatte die französische Regierung 
nach vielen Jahren der Vernachlässigung 
und Ausbeutung seiner westafrikani-
schen Kolonien mit mehr Personal und 
Investitionen in die Infrastruktur sowie 
sozialen Verbesserungen und Steueran-
reizen für PrivatinvestorInnen einen «Ent-
wicklungskolonialismus» verfolgt, der 
im Senegal und anderswo in der Region 
wirtschaftliche und soziale Fortschritte 
brachte. Mit diesem «Entwicklungskolo-
nialismus», für den Senghor und andere 
damals selbst gekämpft hatten, versuch-
te Frankreich den wachsenden Forde-
rungen nach Gleichberechtigung zu be-
gegnen. Die Menschen in den Kolonien 
drängten darauf, nicht länger koloniale 
«Subjekte», sondern endlich gleichbe-
rechtigte «StaatsbürgerInnen» im fran-
zösischen Empire zu sein – «Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit» lautete damals 
ihre Kernforderung. Der «Entwicklungs-
kolonialismus» sollte aus Sicht der poli-
tischen Klasse in Paris das Versprechen 
auf wirtschaftlichen und sozialen Fort-
schritt erfüllen und gleichzeitig die Kolo-
nien in einem wie auch immer gestalte-
ten französischen Empire halten. 
Neue Ansprüche an Frankreich auf ein 
besseres Leben gab es zumal im Senegal 
seit der Mitte des 19. Jahrhunderts. Im 
Jahre 1916 wurde die Bevölkerung von 
vier Städten (quatre communes: Saint 
Louis, Dakar, Rufisque, Gorée) aus Dank 
für die Beteiligung am Ersten Weltkrieg 
zu französischen StaatsbürgerInnen, die  
Abgeordnete in die französische Natio-
nalversammlung entsandten. Die Gleich-
behandlung aller «BürgerInnen» Frank-
reichs hatte eine institutionell-rechtliche 



7Basis, welche die senegalesischen Po-
litikerInnen, zumal Senghor, zum Vor-
teil der senegalesischen Bevölkerung 
zu nutzen verstanden, da die damalige 
französische Regierung noch ein starkes 
Interesse daran hatte, die Kolonien im 
Empire zu halten. Dies sollte sich in der 
Folge ändern, nicht zuletzt deshalb, da 
man in Frankreich mehr und mehr über 
die steigenden Kosten besorgt war, die 
der «Entwicklungskolonialismus» in Afri-
ka mit sich brachte.5 
Nach der Erlangung der Unabhängigkeit 
reagierte Senghor auf die Erwartungen 
der Menschen mit der Schaffung von Ar-
beitsplätzen im öffentlichen Sektor und 
dem Bau von Infrastrukturprojekten in 
den Bereichen Bildung und Gesundheit. 
Viele der heute vernachlässigten Ge-
bäude stammen aus dieser Zeit des Auf-
bruchs des jungen Staates, so auch das 
Stadium der Freundschaft in Dakar, das 
1963 von Senghor eingeweiht wurde. 
Diese Form der Pazifizierung der postko-
lonialen Gesellschaft durch gesteigerte 
Staatsausgaben und die Etablierung der 
Regierungspartei als Machtfaktor neben 
den islamischen Bruderschaften überfor-
derte alsbald die wirtschaftlichen Mög-
lichkeiten des Landes. Zudem began-
nen statt Kompetenz, Verantwortlichkeit 
und Initiative Mittelmäßigkeit und Miss-
wirtschaft das Handeln von Staat, Ver-
waltung und Partei zu bestimmen, da 
Klientelismus, Vetternwirtschaft und Kor-
ruption um sich griffen. 

Die Folge all dessen war eine rasch stei-
gende Verschuldung, die schließlich Ende 
der 1970er Jahre in eine Abhängigkeit von 
den Geberinstitutionen mündete. Statt 
des erwarteten Unabhängigkeits-Booms 
und der Durchsetzung der formell mit der 
Unabhängigkeit erhaltenen Souveränität 
erlebte der Senegal in den ersten Jahren 
seiner Unabhängigkeit eine wirtschaftli-
che Stagnation und mit der Erdnusskrise 
von 1968 seine erste wirtschaftliche Kri-
se. Auslöser der Krise war der Abbau der 
französischen Subventionen. Der Preis 
für Senegals Hauptexportgut sank um 25 
Prozent. Dies war der Beginn des Verar-
mungsprozesses in den ländlichen Gebie-
ten des Senegals und der Abwanderung 
der Landbevölkerung in die Städte auf der 
Suche nach Arbeit. Bis heute hält die Mi-
gration in die explodierenden Städte an, 
in denen Arbeitsplätze jedoch weiterhin 
rar sind und die überforderte Verwaltung 
mit dem Aufbau der notwendigen Infra-
struktur nicht nachkommt, sodass sich 
die große Mehrheit der Menschen im in-
formellen Sektor der Städte und ohne an-
ständige Basisinfrastruktur Tag für Tag 
ohne Hoffnung auf grundlegende Besse-
rung durchschlagen muss. 
Nach diesen ersten wirtschaftlichen 
Rückschlägen sollten noch viele weite-
re folgen. Durch diese wirtschaftlichen 
Misserfolge, durch Vetternwirtschaft 
und Verschwendung sollte die inne-
re und äußere Souveränität des jungen 
Staates schnell an Kraft verlieren.

5  In Politik und Verwaltung Frankreichs sah man die Gleichbe-
rechtigung der kolonialen Subjekte aber auch aus rassistischen 
Gründen mit Sorge: Man sprach ihnen die Eignung als gleich-
berechtigte StaatsbürgerInnen ab. 



8 2 VON KRISE ZU KRISE (1970 bis 2000) 

Neben dem eigenen Versagen wiegt das 
koloniale Erbe der politischen Elite bis 
heute schwer, denn der junge Staat war 
mit der Unabhängigkeit wirtschaftlich 
auf sich allein gestellt. Zudem hatte der 
Kolonialstaat nur schwach ausgeprägte 
staatliche Strukturen zur Steuerung von 
Wirtschaft und Gesellschaft hinterlassen. 
Die Zahl der VerwaltungsbeamtInnen 
war gering und es fehlten zum Beispiel 
auch die für eine staatliche Intervention 
notwendigen Statistiken über die eigene 
Bevölkerung. Bis heute sind viele Men-
schen im Senegal nicht über Geburtsur-
kunden registriert. Eine teure Bürokratie 
war nicht im Interesse der französischen 
Kolonialmacht gewesen. Frankreichs Be-
amtInnen waren an einer reibungslosen 
Exportwirtschaft und an einem günsti-
gen Steuersystem interessiert, das ledig-
lich für ausreichende Einnahmen zur Fi-
nanzierung der staatlichen Verwaltung zu 
sorgen hatte. Auch der Kampf gegen die 
Kolonialmacht zielte auf die Bürokratie 
und schwächte diese, indem man staat-
liche Erhebungen behinderte oder hin-
tertrieb. Diese ablehnende Haltung hat 
sich wie anderswo, wo der Staat lange 
als fremd erschien, etwa in Süditalien, in 
der Gesellschaft festgesetzt. So kämpft 
der senegalesische Staat bis heute mit ei-
nem unzureichenden Steuersystem und 
einer wuchernden Schattenwirtschaft, in 
der das Bargeld regiert. 
Frederick Cooper bezeichnet den aus 
der Kolonialzeit im Senegal und anders-
wo in Westafrika hervorgegangenen 
Staat als «Gatekeeper-Staat». Darunter 
ist ein Staat zu verstehen, der lediglich 
die Kontrolle der Ressourcenströme zur 
Finanzierung seiner Strukturen und der 
Metropole anstrebt, eine umfassende 

Kontrolle der Bevölkerung etwa zur Re-
krutierung für den Militärdienst und zur 
Entwicklungsplanung im Sinne einer 
umfassenden Gouvernementalität, wie 
sie Foucault für die europäischen Staa-
ten beschrieb, aber nicht verfolgt. Diese 
Funktionsweise ist für Cooper das Resul-
tat der Kolonialisierung durch die europä-
ischen Mächte, die Afrika zum Zwecke 
der Ausbeutung seiner Ressourcen er-
obert hatten, die annektierten Territorien 
aber aufgrund fehlenden Interesses und 
eigener Ressourcen nicht vollständig zu 
durchdringen beabsichtigten. Die gerin-
ge Zahl an BeamtInnen und die Übertra-
gung staatlicher Funktionen an lokale 
Autoritäten sind Kennzeichen des Gate-
keeper-Staates. 
Senghor unternahm nur einen halbher-
zigen Versuch, den kolonialen Gatekee-
per-Staat zu modernisieren. Sein «Afri-
kanischer Sozialismus» unterschied sich 
deutlich von anderen, weitergehenden 
Ansätzen, etwa in Tansania unter Prä-
sident Julius Nyerere. Die Macht der is-
lamischen Marabouts war im Senegal 
seit der Kolonialzeit so gefestigt, dass 
der postkoloniale Staat sich – wie schon 
der koloniale Staat – mit der politisch-re-
ligiösen Macht arrangierte. Gatekeeping 
nach senegalesischer Art konnte sich 
auf ein Kontrollsystem stützen, das dem 
Land eine im afrikanischen Vergleich – 
wo Umstürze und Putsche keine Selten-
heit sind – größere Stabilität einbrachte. 
Mamadou Diouf hat für die außerordent-
liche Stabilität des Landes, für die Teilung 
der Macht zwischen Staat/Partei und den 
islamischen Bruderschaften den Begriff 
des Islam-Wolof-Sozialvertrags geprägt. 
Die Kehrseite dieses machtpolitischen 
Arrangements zwischen den traditio-
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nellen islamischen Führern und der Re-
gierungspartei ist nicht zu übersehen: 
Beide haben den Staat zu ihrer Beute ge-
macht. Im Senegal bekommt derjenige 
recht, der sich in Partei oder Verwaltung 
oder bei den islamischen Geistlichen 
Einfluss organisieren kann. Viele Gebäu-
de in Dakar sind denn auch ohne gülti-
ge Genehmigungen errichtet worden, 
da die BesitzerInnen sich die Papiere «er-
kauft» haben. Die Proteste von Jugend-
lichen, die im Frühjahr 2016 im Stadt-
teil Ouakam auf die Straße gingen, um 
ihre eigenen Interessen durchzusetzen, 
gründeten auf einer solchen erschliche-
nen Baugenehmigung. Senegals «Sozi-
alvertrag» wurde zum Problem, als die 
schnell aufeinanderfolgenden externen 
Schocks, die Dürrekatastrophen im Sa-
hel (1972/73) und die Weltwirtschafts-
krisen der 1970er und 1980er Jahre 
(Textilwirtschaftskrise) die finanziellen 
Grundlagen des Staates zerrütteten. Wie 
anderswo auch galt staatliche Souve-
ränität im Senegal kaum noch etwas, 
wenn die Rechnungen nicht mehr zu be-
zahlen waren (siehe Abbildung 1). 

Der Staat war erschüttert, das System 
der Pazifizierung der Gesellschaft gestört 
und die Machtbasis der Parti Socialiste 
erodiert. Senghor musste 1980 seinem 
Nachfolger Abdou Diouf Platz machen, 
der sich und seine Partei trotz der Kri-
sen und harten Reformprogramme noch 
viele Jahre und ohne größere Unruhen 
oder politische Kämpfe an der Macht hal-
ten konnte, um dann im Jahr 2000 ab-
gewählt zu werden. Was war Ende der 
1970er Jahre geschehen? Mit der Mög-
lichkeit eines Staatsbankrotts hatte man 
auch im Senegal nicht gerechnet. Die 
neuen Regierungen in den USA (Reagan) 
und Großbritannien (Thatcher) und die 
von ihnen kontrollierten großen Geberin-
stitutionen Weltbank und IWF, die noch 
in den 1960er Jahren eine staatliche In-
dustriepolitik aktiv unterstützten, legten 
1981 den Berg-Report vor: Afrika sollte 
nicht nur sparen und seine Schulden ab-
bauen, Afrika sollte einen «neoliberalen» 
Totalumbau unternehmen. 
Mit der beginnenden Öffnung der kom-
munistischen Länder hatten Afrikas Re-
gierende ihr geopolitisches Gewicht 

Abbildung 1: Anteil des Schuldendienstes in Prozent der Exporte an Gütern,  
Dienstleistungen und landwirtschaftlichen Produkten (1974–2014)

Quelle: World Bank 2016
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verloren. Dieses wog im Kalten Krieg 
schwer, da auch in Afrika die System-
konkurrenz tobte. Im Senegal musste 
Senghor schon 1978/79 einem ersten 
Reformprogramm der Weltbank und des 
Internationalen Währungsfonds (Plan 
de Stabilisation) zustimmen, dem viele 
weitere folgen sollten. Ziel der durchge-
führten Reformen in den Ländern, die in 
Zahlungsschwierigkeiten geraten wa-
ren, war es, die hohen und häufig unpro-
duktiven Staatsausgaben zu senken und 
die enge Verknüpfung zwischen Staat 
und Wirtschaft, die Vetternwirtschaft, zu 
durchbrechen. 
Die Strukturanpassungsprogramme blie-
ben, was das Wirtschaftswachstum an-
belangt, viele Jahre ohne Erfolg. Im Jahr 
1994 erreichte das senegalesische BIP 
pro Kopf seinen Tiefpunkt, als die Ge-
meinschaftswährung CFA-Franc um die 
Hälfte abgewertet wurde (siehe Abbil-
dung 2). Trotz aller Versuche der west-

afrikanischen Staatschefs, dies zu ver-
hindern, hatte Frankreichs Regierung 
Balladur sich der Argumentation von 
Weltbank und IWF für eine Abwertung 
angeschlossen. In der Folge kam es zu 
stark steigenden Preisen und einer In-
flationsspirale, die im Senegal zu sozia
len Protesten führte. Diouf ließ weitere 
Reformen folgen. Die Privatisierung der 
Staatsbetriebe SONATEL (Telekommu-
nikation) und SENELEC (Energie) geriet 
zu einem Kampf verschiedener in- und 
ausländischer Einflussgruppen, die je-
weils vorrangig ihre eigenen Interessen 
im Sinn hatten, auch wenn sie von «Wirt-
schaftspatriotismus» sprachen. 
Die Folgen der Reformen sind bis heute 
spürbar. Die Einführung von Einschrei-
begebühren und Büchergeld an den 
Schulen des Landes und die Senkung 
der Gehälter für Lehrende haben das 
Bildungssystem genauso zerrüttet wie 
die fehlenden Investitionen in die völlig 

BIP pro Kopf in konstanten 2005 US-$ – linke y-Achse

BIP in gegenwärtigen US-$ (in Milliarden) – rechte y-Achse
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Abbildung 2: BIP pro Kopf in konstanten 2005 US-Dollar und BIP  
in gegenwärtigen US-Dollar (1960–2014)
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11überlaufenen Universitäten. Mit der Hilfe 
der Geberländer, die eine wachsende 
politische Instabilität fürchten, wird 
seit Mitte der 1990er Jahre versucht, 
staatliche Leistungen wieder anzuheben 
und verstärkt in das Bildungssystem zu 
investieren. Dieses leidet auch unter 
dem Erbe der Kolonialzeit. Ein Ausbau 
galt damals als zu teuer und stieß auf 
Widerstand in der Kolonialverwaltung. 
Die Mehrheit der afrikanischen Bevöl
kerung galt den KolonialistInnen als «un-
zivilisiert». Nur eine kleine Zahl von ihnen 
wurde als assimilierungsfähig erachtet. 
Traditionelle Strukturen sollten konser-
viert werden, da sonst Überforderung 
drohe. Gegen die «Kolonialschulen» 
wandten sich auch die islamischen Auto-
ritäten, da sie deren Lehrinhalte als unis-
lamisch erachteten, zumal sie in Konkur-
renz mit den eigenen Koranschulen, den 
Daara, standen.
Bis heute ist die Versorgung mit Schu-
len im Senegal unzureichend. Klassen 
sind überfüllt und Schulgebäude maro-
de. Dazu kommen noch die wenig mo-
tivierten LehrerInnen, die wie ihre Kolle-
gInnen an den Universitäten seit Jahren 
für eine neue Gehaltsordnung kämpfen 
und daher häufig streiken. In den 1990er 
Jahren fielen ganze Schuljahre aus und 
auch heute sind lang anhaltende Streiks 
an der Tagesordnung. Seit damals stei-
gen die Einschulungsraten; da jedoch 
viele Kinder nicht amtlich registriert sind, 
sind die offiziellen Zahlen zur Einschu-
lung deutlich überzeichnet (siehe Ab-
bildung 3). Die in Dakar überall präsen-
ten Straßenkinder, von denen es in der 
Hauptstadt etwa 30.000 geben soll, sind 
nur das sichtbare Zeugnis dessen, dass 
der Staat die Schulpflicht nicht durch-
setzt. Einer Studie von UNICEF zufolge 
gehen 600.000 Kinder im Senegal nicht 

zur Schule, natürlich vor allem deshalb, 
weil es nicht genügend Schulen gibt, da 
der Bau neuer Schulen mit dem rasanten 
Tempo der Bevölkerungsentwicklung (3 
bis 5 Prozent pro Jahr) nicht mithalten 
kann.
Die Strukturanpassungsprogramme ha-
ben aber nicht nur das Bildungssystem 
zerrüttet, sie bewirkten auch eine Infor-
malisierung der Wirtschaft. Neben dem 
durch die Krise geschrumpften formalen 
Sektor, in dem bis heute nur 10 Prozent 
der ArbeitnehmerInnen tätig sind, ver-
dingt sich die übergroße Mehrheit der 
Menschen als HändlerInnen oder Hand-
werkerInnen. Neben dieser informellen 
Ökonomie spielt die Schattenwirtschaft 
eine bedeutende Rolle. Illegale Aktivitä-
ten wie Drogenhandel oder Geldwäsche 
haben in der Bargeldökonomie des Se-
negals leichtes Spiel, vor allem auch, da 
der Staat seine Landesgrenzen nicht zu 
schützen weiß. 
Die Krise des formellen Sektors hat auch 
das Wirtschaften der islamischen Bru-
derschaft verändert. Mit der Krise der 
Erdnussproduktion Ende der 1960er 
Jahre (die erst in den 1990er Jahren en-
dete) drangen die Mouriden in andere 
Wirtschaftsbereiche vor. Neben den li-
banesischen EinwanderInnen zählen sie 
heute zu den wichtigsten Handeltreiben-
den im Land und kontrollieren große Teile 
der Stadtökonomien – von der Taxi- und 
Transportwirtschaft bis zu neuen Groß-
unternehmen wie Touba Oil.6 Touba, die 
heilige Stadt der Mouriden, zählte 1960 
nur etwas mehr als 4.000 EinwohnerIn-
nen und beherbergt heute eine Million 
Menschen. Die zweitgrößte Stadt Se-
negals profitierte enorm von der Netz-
werkökonomie der Mouriden. Über die 

6  Touba Oil wurde 2014 von Total aufgekauft. 
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Grenzen des Senegals hinaus reichen ih-
re religiösen und wirtschaftlichen Verbin-
dungen und sind dabei nicht nur auf das 
«alte» französische Empire beschränkt. 
Auch in Nordamerika und Italien haben 
die Mouriden Fuß gefasst. Von dort aus 
handeln sie alles, was die konsumhung-
rigen Menschen in Westafrika brau-
chen, wobei Touba den Mittelpunkt der 
Netzwerkökonomie bildet. Es fließen 
Millionenbeträge in den Senegal zurück, 
nicht nur als Rücküberweisungen an Fa-
milienmitglieder (dies betrifft viele Sene-
galesen, die wegen der Misere emigriert 
sind), sondern auch als addiya (Opfer) an 
die religiösen Führer zu Hause, von de-
nen man im Gegenzug baraka (Segen), 
aber auch ganz konkretes «Coaching» in 

Lebensfragen erhofft. Religiöse Videos, 
Bilder und Bücher werden rege und in 
Millionenumsätzen in und mit der Dias-
poragemeinschaft und auf den Straßen 
der Städte gehandelt. Religiöse Devotio-
nalien und Bilder von Marabouts prägen 
denn auch in wachsendem Maße das 
Stadtbild. 
Hilfreich für den Aufstieg der Stadt Touba 
war ihre noch vom Kolonialstaat gewähr-
te Extraterritorialität, die eine Besteue-
rung durch den Staat lange unmöglich 
machte. Das rasante Wachstum der 
Stadt, deren Grund im Besitz der Mara-
bouts ist und von den Talibees für ihre 
Gefolgschaft zum Bau von Häusern und 
Gewerbebetrieben erhalten wird, mach-
te es Anfang der 2000er Jahre notwen-

Senegal StudentInnenSub-Sahara Afrika StudentInnen

Abbildung 3: Anteil der GrundschülerInnen und StudentInnen im relevanten 
Alter an der Gesamtbevölkerung (1970–2013)

Senegal GrundschuleSub-Sahara Afrika Studentinnen

Quelle: World Bank 2016
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13dig, eigene Steuern zu erheben. Darüber 
hinaus förderten die fortschreitende Ge-
schäftstätigkeit und die Zusammenarbeit 
mit Geldinstituten die Steuererhebung, 
gegen die sich die HändlerInnen lange 
gewehrt hatten, da für eine Kreditgewäh-
rung eine Buchführung unumgänglich 
ist.
Die Krisen und Reformprogramme ha-
ben aber nicht nur die Informalisierung 
der senegalesischen Wirtschaft voran-
getrieben und die Netzwerkökonomie 
der Mouriden in fast alle Bereiche der 
Volkswirtschaft und weit darüber hinaus 
vordringen lassen. Sie haben auch den 
Klientelismus zum Zwecke des Machter-
halts der Parti Socialiste und der islami-
schen Bruderschaften an seine Grenzen 
geführt und dem Islam-Wolof-Sozialver-
trag Risse zugefügt. Dort, wo Staat und 
Regierungspartei im stark wachsenden 
urbanen Milieu angesichts der Krise und 
fehlender Ressourcen die Kontrolle ver-
loren, sind neue gesellschaftliche Akteu-
re entstanden. Gruppen mit neuen politi-
schen Projekten begannen in den 1990er 
Jahren, als die Demokratisierungsbewe-
gung in Afrika um sich griff, neben den 
traditionellen Parteien und Gewerkschaf-
ten die gesellschaftliche Bühne zu betre-
ten. Dies erfolgte sehr oft mithilfe auslän-
discher Geber, die die Demokratisierung 

und die Förderung der Zivilgesellschaft in 
Afrika für sich entdeckten. 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
sind auch im Senegal wie Pilze aus 
dem Boden geschossen. Sie sind über-
all dort, wo der durch Krisen und Refor-
men durchlöcherte Staat nicht mehr oder 
nur noch wenig präsent ist. Eine effekti-
ve staatliche Kontrolle der Szene ist nicht 
erkennbar, vielleicht auch nicht gewollt, 
da man weiß, dass man das Vakuum 
nicht füllen kann oder will. Neben den 
NGOs ist eine neue Jugendbewegung 
entstanden, die schon bei den Wahlen 
1988 nicht länger von den Marabouts 
politisch gelenkt werden konnte und im 
Jahr 2012 einen wichtigen Anteil am poli-
tischen Wandel hatte. Aber auch islamis-
tische Gruppierungen mit Verbindungen 
ins Ausland konnten sich in den Bruchli-
nien des senegalesischen Sozialvertrags 
einnisten. Erst jetzt, aufgeschreckt durch 
den Zusammenbruch des nördlichen 
Nachbarn Mali im Jahr 2012 und den 
näher kommenden Attentaten islamis-
tischer Terroristen, zeigt der Staat seine 
Macht und setzt Rädelsführer von isla-
mistischen Bewegungen fest. Doch wie 
anderswo auch liegt die Macht dieser po-
litisch-religiösen Gewaltunternehmer in 
der sozialen Welt des Senegals und weit 
darüber hinaus.



14 3 NEUE VERSUCHE DES AUFBRUCHS – VON OMEGA 
ZUR ÉMERGENCE 

Am 19. März 2000 gewann Abdoulaye 
Wade die Wahl klar gegen den Amtsin-
haber Abdou Diouf. Im In- und Ausland 
wurde der friedliche Wechsel nach 40 
Jahren ununterbrochener Herrschaft 
der Parti Socialiste positiv aufgenom-
men und der Senegal als «Demokratie-
modell» in Afrika gelobt. Am zweiten Tag 
nach seiner Wahl suchte Wade, selbst 
Mouride, den Großmarabout Serigne 
Saliou Mbacké auf. Diouf hatte verge-
bens auf eine öffentliche Unterstützung 
vonseiten der Mouriden gehofft, die seit 
Senghor an der Seite der Parti Socialiste 
standen. Deren Wahlerfolge beruhten in 
der Vergangenheit vor allem auf der Zu-
stimmung der ländlichen Bevölkerung. 
Dakar hatte bereits in der ersten Runde 
der Präsidentschaftswahl mehrheitlich 
für Wade gestimmt, doch auch auf dem 
Land konnte Diouf nicht genug Stimmen 
für sich organisieren, da Mbacké diesmal 
keine Wahlempfehlung für Diouf abge-
geben hatte. 
Wade hatte einen umfassenden Wandel 
versprochen. Dafür brauchte auch er die 
Unterstützung der Bruderschaften, vor 
allem der Mouriden, die etwa 4 Millio-
nen AnhängerInnen zählen. Mit seinem 
Besuch bei Cheikh Mbacké, dem er als 
erster senegalesischer Präsident zu Fü-
ßen kniete, warb er als Repräsentant des 
laizistischen Staates ganz offen und für 
viele zu unterwürfig um die Unterstüt-
zung der islamischen Bruderschaften. 
Für die Umsetzung seines Reformpro-
gramms mit dem Titel Omega-Plan, der 
ganz Afrika zum wirtschaftlichen Auf-
bruch verhelfen sollte, benötigte er aber 
neben dem Rückhalt der islamischen 
Bruderschaften vor allem eines: auslän-

disches Kapital. Wade suchte denn auch 
den Kontakt zur übrigen islamischen 
Welt, vor allem zu den reichen Investoren 
am Golf, und richtete 2008 die 11. Kon-
ferenz der Islamischen Staaten in Dakar 
aus, auf der 57 Länder vertreten waren. 
Mit China kam er 2005 ins Geschäft. Bis 
dahin hatte die Anerkennung Taiwans die 
Beziehungen zum Reich der Mitte, dem 
wichtigsten Handelspartner Afrikas, ge-
stört. Mehr Hilfen wollte er aber auch von 
den westlichen Ländern. Dafür beteilig-
te sich Wade an der Initiative des damali-
gen Präsidenten Südafrikas Thabo Mbe-
ki namens NEPAD (New Partnership for 
Africa’s Development; dt. Neue afrikani-
sche Entwicklungsinitiative). Wade profi-
tierte aber auch von der schon Mitte der 
1990er Jahre einsetzenden Politik der 
Schuldenerleichterung (HIPIC) vonsei-
ten der Weltbank und des IWF, die auf die 
Proteste gegen die sozialen Folgen der 
Austeritätspolitik reagierten und dem Se-
negal sowohl Schulden strichen als auch 
neue Kredite ermöglichten. 2005 hatte 
sich die finanzielle Lage des Landes so 
weit verbessert, dass die senegalesische 
Regierung sogar wieder Staatsanleihen 
ausgeben konnte. 
Wade gelang es auch, die Wirtschaft et-
was zu diversifizieren. So gewann der 
Bergbau an Gewicht und macht heute 
einen Anteil von fast 30 Prozent an den 
Gesamtexporten aus. Mit den kürzlich 
entdeckten Ölvorkommen vor der Küs-
te des Landes wachsen die Hoffnungen, 
dass nach dem Goldbergbau nun die Öl-
wirtschaft dem Land einen wichtigen 
wirtschaftlichen Impuls geben kann. Und 
schließlich verfügt der Senegal im Küs-
tenabschnitt zwischen Dakar und Saint 
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Louis über große Vorkommen an selte-
nen Metallen der Titangruppe, die eben-
falls ausländische Investoren anlocken. 
Der Abbau natürlicher Ressourcen trägt 
jedoch wenig zur Schaffung neuer Ar-
beitsplätze bei; darüber hinaus kommt es 
nicht selten zu Landnutzungskonflikten 
mit der weit arbeitsintensiveren Land-
wirtschaft.
Der Bürgerkrieg in der Elfenbeinküste 
(2002–2007) beeinflusste die wirtschaft-
liche Entwicklung des Landes ebenfalls. 
Die Stadt Dakar, die in den 1960er Jahren 
gegenüber Abidjan, dem größten städti-
schen Ballungsraum der Elfenbeinküste, 
an Bedeutung verloren hatte, profitierte 
von der Entscheidung vieler internatio-
naler Organisationen und Unternehmen, 
aus Sicherheitsgründen von Abidjan 
nach Dakar umzuziehen. Mit der neuen 
Stabilität in der Elfenbeinküste könnte 
dieser Sondereffekt nun enden. Dakars 

Bauboom hat aber noch andere Ursa-
chen. Neben Investitionen des Staates 
treiben ihn vor allem die Rücküberwei-
sungen von MigrantInnen an, die im Jahr 
2011 fast eine Billion CFA-Franc (ca. 1,5 
Milliarden Euro bzw. 14 Prozent des BIP) 
ausmachten. Und auch Gelder aus dem 
illegalen Geschäft mit Drogen, die aus 
Südamerika über Westafrika nach Euro-
pa und aus Asien über Westafrika in die 
USA gelangen, tragen zum Boom der 
Bauwirtschaft bei, da die errichteten Ge-
bäude der Geldwäsche dienen.
Der neue Flughafen von Dakar mag bis 
heute nicht in Betrieb sein, doch Präsi-
dent Wade gelang eine eindeutige Ver-
besserung der wirtschaftlichen Situation 
des Landes. Der stark wachsende Strom-

7  Das Development Assistance Committee (DAC; dt. Aus-
schuss für Entwicklungshilfe) ist das wichtigste Organ der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD). 
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Abbildung 4: Direktinvestitionen – Nettozufluss in US-Dollar (1970–2014) 
und bilaterale Entwicklungshilfe von DAC-Ländern7 – Nettozufluss in 
US-Dollar (1989–2013)

Quelle: World Bank 2016
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verbrauch seit dem Jahr 2000 zeigt viel-
leicht genauer als andere Indikatoren, 
dass der Senegal die lange Zeit der Sta-
gnation und der Krisen hinter sich gelas-
sen hat (siehe Abbildung 5). Doch die Er-
folge können die großen Probleme nicht 
überdecken. Die Landwirtschaft kann 
trotz höherer Erträge in den vergange-
nen Jahren vielen Menschen im länd-
lichen Raum keine Perspektive bieten. 
Dort leben immer noch fast 60 Prozent 
der Bevölkerung, und die Armut ist wei-
terhin extrem hoch, denn die landwirt-
schaftlich nutzbare Fläche pro Person 
nimmt angesichts der rasch wachsenden 
Bevölkerung rasant ab (siehe Abbildung 
6). Diese Entwicklung betrifft auch die Fi-
scherei. Überfischung ist im Senegal vor 
allem hausgemacht. Die Abwanderung 
nach Dakar, wo heute etwa ein Viertel 
der senegalesischen Bevölkerung lebt, 
hält daher unvermindert an. Dort ballen 
sich die sozialen und infrastrukturellen 
Probleme immer mehr, da sich die vor 
der ländlichen Armut geflohenen Men-
schen zumeist nur mit Gelegenheitsjobs 
durchschlagen können. Zudem wird be-
zahlbarer Wohnraum in Dakar und Um-
gebung immer knapper. 

Der 2012 an die Macht gekommene Prä-
sident Macky Sall setzt die (Wirtschafts-)
Politik seines Vorgängers fort. Ebenso 
wie Wade verfolgt Sall eine Investitions-
politik der offenen Türen. Senegals wich-
tigster wirtschaftlicher Partner bleibt 
einstweilen Frankreich. Paris hilft mit 
über 100 Millionen Euro Entwicklungs-
hilfe pro Jahr; französische Unterneh-
men bleiben mit einem Anteil von 40 Pro-
zent die größten Investoren. Eines der 
wichtigsten Projekte, an dem die franzö-
sische Entwicklungsagentur beteiligt ist, 
ist der Bau der Schnellbahnverbindung 
zwischen der Innenstadt von Dakar und 
dem neugebauten Flughafen, der 2017 
in Betrieb gehen soll. Zudem soll unweit 
von Dakar eine Retortenstadt entstehen, 
die bereits unter Wade geplant wurde, 
um die aus den Nähten platzende Haupt-
stadt zu entlasten. Neben Frankreich ist 
China weiterhin ein wichtiges Geberland 
des Senegals. Allein das Ende 2015 vor-
gestellte Projekt der Erneuerung der Ei-
senbahnstecke Dakar–Kidira beläuft sich 
auf 1,15 Milliarden Euro. Und auch die is-
lamischen Länder, allen voran die Türkei, 
bleiben für den Senegal wichtig. In Dakar 
unterhält Ankara ein Regionalbüro für die 

Abbildung 5: Stromverbrauch in kWh pro Kopf (1971–2013)
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staatliche Entwicklungshilfe und plant 
den Bau einer neuen, großen Botschaft. 
Zudem werden türkische Unternehmen 
den neuen Flughafen fertigstellen. 
Salls Modernisierungsprojekt heißt «Plan 
Sénégal Emergent», und bislang hält 
seine Politik das Land auf Wachstums
kurs, was sich der Präsident hoch 
anrechnet angesichts dessen, dass viele 
afrikanische Länder in jüngster Zeit 
erneut in wirtschaftliche und finanzielle 
Schwierigkeiten geraten sind, sodass 
einige afrikanische Regierungen wieder 
um Finanzhilfen beim IWF nachsuchen 
mussten. Senegals Wirtschaftswachs
tum von über 6 Prozent pro Jahr ist so 
hoch wie zu keiner Zeit seit der 
Unabhängigkeit, obgleich KritikerInnen 
auf die auch im Senegal steigende Schul-
denlast verweisen, denn auch das sene-
galesische Wachstum basiert zum Teil 
auf billigem Geld. Doch weder Wade 

noch Sall haben es in den letzten 16 Jah-
ren vermocht, die Abhängigkeit des Sene-
gals vom Ausland zu verringern. Von einer 
Industrialisierung und einer Integration in 
die regionale Wirtschaft ist das Land weit 
entfernt. Senegals postkoloniale Ökono-
mie bleibt auf dem Entwicklungspfad, 
der mit dem Kolonialismus begann. Die 
Funktionsweise des Staates bleibt die ei-
nes Gatekeepers. Das Machtarrange-
ment zwischen Staat und islamischen 
Bruderschaften besteht fort, auch unter 
Macky Sall, der in seinem Wahlkampf lai-
zistische Töne anschlug, aber als Präsi-
dent – wie seine Vorgänger auch – die 
Nähe zu den Marabouts sucht, um die 
Gesellschaft weiter stabil zu halten. 
Die seit den 1980er Jahren gewachsene 
Kluft zwischen Staat und Gesellschaft 
besteht trotz neuen Wachstums fort, 
da dessen Früchte die vielen abgehäng-
ten und in Massen auf den Arbeitsmarkt 

Abbildung 6: Getreideproduktion in kg pro Hektar (1961–2014)  
und landwirtschaftliche Fläche in Hektar pro Person (1961–2013)

Hektar pro Person – rechte y-Achsekg pro Hektar – linke y-Achse

Quelle: World Bank 2016
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18 strömenden jungen Menschen nicht er-
reichen. Die einst reibungslos funktio-
nierende Kontrolle der senegalesischen 
Gesellschaft durch islamische Mara-
bouts einerseits und Parteisekretäre 
andererseits gehört der Vergangenheit 
an. Vor allem die junge Generation hat 
wenig Vertrauen in den Staat und seine 
RepräsentantInnen. Und auch die Ma-
rabouts haben aufgrund ihrer Nähe zur 
Macht und ihrer Verstrickung in wirt-
schaftlich nicht selten undurchsichtige 
Geschäfte bei einem Teil der Menschen 
an Glaubwürdigkeit verloren. Proteste 
sind in der im Ausland als stabil erachte-
ten Demokratie seit vielen Jahren nichts 
Ungewöhnliches. Seinerzeit wurde Wa-
de mit Straßenschlachten wütender 
Jugendlicher aus dem Amt gedrängt. 
Zu Gewalt als politischem Mittel haben 
nun auch die Jugendlichen im Dakarer 
Stadtteil Ouakam gegriffen. Seit Mo-
naten patrouilliert die Polizei in diesem 
Viertel, nachdem mehrmals Straßen-
sperren errichtet und Feuer gelegt wur-
den, um gegen ein lokales Bauprojekt 
und die allgegenwärtige Korruption zu 
protestieren. 
In der urbanen Gesellschaft der Metro-
pole Dakar, wo in der Medien- und Mo-
deindustrie, in der Werbebranche und 
bei Finanzdienstleistern mit dem Wachs-
tum neue Arbeitsplätze entstanden sind, 
findet man die «neue Mittelklasse» Afri-
kas. Von ihr erwartet man einen positiven 
wirtschaftlichen Effekt, gar den Durch-
bruch zu einer nationalen Ökonomie, die 
die große Außenabhängigkeit des Sene-
gals verringern könnte. Mit der neuen 
Mittelklasse wird aber auch die Hoffnung 
auf eine bessere Regierungsführung und 
sogar auf eine Demokratisierung verbun-
den, denn ihr wird nachgesagt, dass sie 
es sei, die den Staat antreibe, ihre Steu-

ern effektiv für Schulen, Krankenhäuser 
und Straßen einzusetzen, und dass sie 
es sei, die politische Extreme verhinde-
re. Doch wer zählt im Senegal zur Mit-
telklasse? Für die Afrikanische Entwick-
lungsbank liegt die Einkommensgrenze 
dafür bei 2,20 US-Dollar pro Tag (ganz 
Afrika). Eine Studie des Handelshauses 
CFAO bemisst die Grenze bei 4,80 US-
Dollar beim westafrikanischen Nachbarn 
Elfenbeinküste. Dort wären nach diesem 
Richtwert 1,8 der 20 Millionen Menschen 
zur Mittelklasse zu zählen. In einer Stadt 
wie Dakar mit hohen Preisen für Woh-
nungen und Nahrungsmittel muss man 
nach Ansicht des senegalesischen Ver-
braucherverbandes zwischen 10 und 20 
US-Dollar pro Tag (300 bis 600 US-Dollar 
im Monat) verdienen, um zur Mittelklas-
se gezählt zu werden. 
Wie in der Elfenbeinküste dürften im 
Senegal weniger als 10 Prozent der Be-
völkerung, also etwa eine Million Men-
schen der 14 Millionen EinwohnerInnen, 
zur Mittelklasse zählen, von denen die 
Mehrheit (88 Prozent) in Dakar lebt. Dies 
ist ein bei Weitem zu kleiner Teil der Be-
völkerung, als dass von ihm im Geflecht 
von Parteien und islamischen Bruder-
schaften, die beide die senegalesische 
Gesellschaft mit ihren Klientelbeziehun-
gen durchziehen, sowie (internationalen) 
NGOs, die in den vom Staat vernachläs-
sigten Bereichen präsent sind, eine Mo-
dernisierung oder gar eine Demokra-
tisierung des Staates erwartet werden 
könnte. Und dann ist vor allem eines zu 
bedenken: Senegals kleine Mittelklasse 
findet sich in Dakar und mag dort wach-
senden Einfluss geltend machen kön-
nen, doch auf dem Land, wo immer noch 
mehr als die Hälfte der Menschen leben, 
kann von einer Mittelklasse keine Rede 
sein.



194 «ILS PARLENT SANS CONSÉQUENCE»
 
«Sie reden, doch es hat keine Folgen», 
hört man die Menschen im Senegal 
häufig entnervt sagen, wenn sie über 
ihre PolitikerInnen sprechen. Ihnen wer-
fen sie leere Versprechungen und Untä-
tigkeit vor, denn an den Problemen der 
Menschen, an ihrer Armut und Perspek-
tivlosigkeit ändert sich trotz aller schö-
nen Worte – den Versprechungen in den 
Sonntagsreden und in von Technokraten 
ersonnenen Plänen für einen Aufstieg 
des Landes – kaum etwas. Die Enttäu-
schung über das Versagen der Politik, 
über die Abwesenheit des Staates und 
seiner RepräsentantInnen als Problem-
löser im Alltag der Menschen ist groß, 
doch die Mehrheit der WählerInnen übt 
dennoch ihre demokratischen Rechte 
aus. Die Wahlbeteiligung ist hoch und 
auch das starke bürgerliche Engage-
ment, die Solidarität mit den Schwachen 
der Gesellschaft, die sich an den vielen 
Initiativen und Basisgruppen im Land ab-
lesen lässt, zeugt von einer Kultur der ge-
sellschaftlichen Sorge. 
Bleibt der Senegal also weiter politisch 
stabil, trotz aller wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme? Auf den Leserbrief-
seiten der senegalesischen Presse fin-
den sich Stimmen, die zur Sorge Anlass 
geben. Soziale Probleme und Verän-
derungsprozesse, die mit dem Einzug 
der Moderne, den kapitalistischen Wirt-
schaftsverhältnissen und veränderten 
Sinnvorstellungen über ein gutes Leben 
einhergehen, werden nicht selten als ge-
fährliche westliche Einflüsse gebrand-
markt. In populistischer Manier wird 
gleich der ganze demokratische Rechts-
staat als etwas Fremdes dargestellt, der 
die «wahren» Wünsche der Menschen 
nicht erfülle, da er sich im Namen einer 

falsch verstandenen Gleichheit zum An-
walt «westlicher» Konzeptionen der Le-
bensführung, vor allem der sexuellen Ori-
entierung, mache. Homosexualität, aber 
auch Individualismus gelten vielen als 
«unsenegalesisch» und «unislamisch», 
und man müsse sie bekämpfen.
Doch auch die traditionellen Repräsen-
tanten des Islam, die nicht selten an der 
Spitze der Verteidiger «senegalesischer» 
und «islamischer» Werte stehen, sind vor 
Angriffen nicht gefeit, denn den islami-
schen Bruderschaften wird im Senegal 
wegen ihrer historischen Nähe zum Ko-
lonial- und Postkolonialstaat bzw. ihren 
RepräsentantInnen sowie wegen der 
Verwicklung einiger Marabouts in illega-
le Geschäfte von salafistischen Predigern 
«unislamisches/unreines» Verhalten vor-
geworfen. Die – noch – frankofone und 
laizistische politische Elite reagiert auf die 
Diffamierung des postkolonialen Staates 
als «fremd» mit einer Wolofisierung der 
Gesellschaft. Französisch ist zwar die 
Amtssprache, doch in den Medien, zu-
mal im Fernsehen und im Radio, genießt 
Wolof einen immer größeren Stellen-
wert. Und auch die Nähe zu traditionel-
len islamischen Autoritäten wird von der 
politischen Elite des Landes, die eigent-
lich einem säkularen Staatsverständnis 
anhängt, immer offener gesucht: wenn 
sich etwa Präsident Macky Sall mit den 
Führern der Sufi-Bruderschaften trifft 
und vor ihnen als Zeichen seiner Ehrer-
bietung in die Knie geht. Bei der Veröf-
fentlichung eines Fotos dieses Besuches 
wird selbstverständlich darauf hingewie-
sen, dass es sich um einen Privatbesuch 
des Präsidenten gehandelt habe, um da-
mit dem säkularen Selbstverständnis des 
Staates Genüge zu tun.



20 Auf den «Wir-sind-anders-Diskurs» der 
zumeist islamischen Moralwächter re-
agiert der Staat defensiv, so im Falle 
des Verfassungsreferendums, in dem 
die Frage nach einer möglichen Legali-
sierung der Homosexualität hohe Wel-
len schlug, sodass der Präsident diesen 
«Befürchtungen» öffentlich widersprach. 
Das hat auch damit zu tun, dass die Re-
gierenden im Kampf gegen die islamis-
tische Radikalisierung und den Terror in 
der Region auf die traditionellen islami-
schen Führer setzt. Sie sollen vor Ort und 
im Land die Bevölkerung unter Kontrol-
le halten und die Salafisten marginalisie-
ren. Manchmal machen sich staatliche 
RepräsentantInnen aber auch zum Kol-
laborateur der Moralwächter. So im Fall 
der Rapperin Ramatoulaye Diallo alias 
Déesse Major. Diese wurde im Juni 2016 
für drei Tage auf einer Polizeiwache fest-
gehalten, nachdem einige Organisatio-
nen – unter anderem das «Comité de dé-
fense des valeurs morales au Senegal», 
«Mouride Action» und «Front islamique 
de défense des valeurs éthiques et mo-
rales» – sie wegen eines Videos auf ihrer 
Facebook-Seite angezeigt hatten, das 
die junge Sängerin in enger Bekleidung 
zeigte. Dieses die Moralvorstellungen of-
fenbar beleidigende Video sei Ausdruck 
«einer Bedrohung der senegalesischen 
Jugend durch eine kulturelle Aggres
sion ohnegleichen».8 Einige Monate zu-
vor waren fünf Mädchen ins Gefängnis 
geworfen worden, als sie in einer Bar in 
Dakar gemeinsam Geburtstag feierten. 
Ihnen warf man vor, lesbisch zu sein.6

Die Hauptgefahr für die Demokratie im 
Senegal geht aber nicht von den Extre-
men aus, sondern vom Staat selbst und 
seinen RepräsentantInnen. Die Abschöp-
fung der Ressourcen durch die Regieren-
den mag in guten Zeiten, wie gerade jetzt, 

auch für mehr Infrastrukturausgaben und 
eine Sozialpolitik, gar eine nationale Kran-
kenversicherung reichen, doch ohne eine 
Revolutionierung des Staates zu einem 
Entwicklungs- und Rechtsstaat wird die 
Demokratie im Senegal keinen Bestand 
haben. Die koloniale Regierungswei-
se, der Gatekeeper- oder Minimalstaat, 
dessen eigene Aufgaben – wie etwa die 
Versorgung der Straßenkinder, die Aus-
stattung der Klassenzimmer oder ganzer 
Hospitäler – nicht selten von Nichtregie-
rungsorganisationen übernommen wer-
den, gefährdet die Zukunft des Landes 
immer mehr. Die neuen Infrastrukturpro-
jekte – der neue Flughafen, neue Schnell-
straßen oder die geplante Schnell-
bahnverbindung – sollten nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass diese Teile des 
Plans für einen «Senegal emergent» nur 
einer kleinen Minderheit im Land zugute-
kommen. Die große Mehrheit des Landes 
kann sich schon jetzt die Maut für die Au-
tobahn nicht leisten und steht daher auf 
den verstopften Nebenstraßen im Stau 
oder muss in Eigenregie die Straßen re-
parieren, wenn der letzte Regenguss die 
Sandpisten unpassierbar gemacht hat. 
Die Regierenden im Senegal müssen 
endlich beginnen, ihren Weg der Ent-
wicklung selbst zu bestimmen, und da-
mit aufhören, falschen Vorbildern nach-
zueifern. Senegals Aufstieg hängt viel 
weniger von glitzernden Fassaden und 
Schnellzügen ab als von einer Wieder-
belebung der Landwirtschaft. Die Regie-
renden müssen auch damit beginnen, 
die Verfassungsprinzipien und Geset-
ze gegen gesellschaftliche Widerstände 
durchzusetzen, denn die Bevölkerung 
bedarf eines Staates, der mehr ist als nur 
ein Gatekeeper. Sie braucht einen Staat, 

8  L’Observateur, 20.6.2016.  6  Vgl. «Cachez-moi ce sein que 
… j’ai cherché à voir!», in : Le Quotidien, 20.6.2016.



21der plant und regelt. Die Durchsetzung 
der Schulpflicht ist ein Beispiel dafür. 
Sie sollte nicht nur auf dem Papier ste-
hen und sie sollte für alle Kinder gelten – 
auch für die Straßenkinder, die unter 
dem Deckmäntelchen «Koranschüler» 
(Talibés) zu Tausenden in den Straßen 
Dakars tagein, tagaus für Marabouts bet-
teln gehen. In einer Gesellschaft, in der 
islamische Bruderschaften einen gro-
ßen Einfluss haben, ist die Kritik an Pra-
xen, die mit islamischen Traditionen in 
Verbindung stehen, schwierig. Doch der 
Staat kann sich gerade in der Schulpoli-
tik kaum länger seiner Verantwortung 
entziehen, denn wie anderswo auch ge-
deiht der Extremismus nur dort, wo er 
die entsprechenden gesellschaftlichen 
Bedingungen vorfindet. Die Perspektiv-
losigkeit Tausender junger Menschen 
gehört sicher zu diesen Bedingungen, 
zumal sie auf eine Haltung in der Gesell-
schaft trifft, die den Staat, wenn nicht als 
fremd, so doch seine RepräsentantInnen 
als «Schmarotzer» ansieht. 
Das senegalesische Staatswesen bedarf 
dringend einer Neuerfindung, die kei-
nem bekannten Modell folgen kann, das 
schließt gerade auch die Frage der Säku-
larität ein. Die gegebenen gesellschaft-
lichen Kräfte, zu denen allen voran die 
mächtigen islamischen Bruderschaften 
zählen, sind und bleiben konstitutiv für 
Gesellschaft und Staat und müssen da-
her ihren Platz in einer neuen Ordnung 
finden. Der Kolonialstaat als Gatekee-
per- und Minimalstaat ist dieser Revoluti-
on genauso aus dem Weg gegangen wie 
der postkoloniale Staat, den Krisen und 
Reformen seiner Autorität und Legitimi-
tät beraubt haben.
Nicht nur an innerer Souveränität muss 
der Staat gegenüber den gesellschaftli-
chen Kräften und ihren Partikularinteres-

sen dringend an Autonomie gewinnen, 
will er die ihn bedrängenden Herausfor-
derungen bewältigen. Vor allem die de-
mografische Entwicklung haben der Se-
negal und die anderen Länder der Region 
zu fürchten, denn die Bevölkerungszahl 
wird sich in den nächsten 20 Jahren ver-
doppeln, ohne dass ausreichend Arbeits-
plätze zur Verfügung stehen werden. 
Auch an äußerer Selbstbestimmung 
mangelt es dem postkolonialen Staat 
weiterhin. Mehr als 50 Jahre nach dem 
Ende des Kolonialismus, der in Westaf-
rika eine Kleinstaaterei zurückgelassen 
hat, die die ehemaligen Kolonialmäch-
te mit ihrem Klientelsystem (auch als 
Françafrique bekannt) überzogen, um 
ihre politischen und wirtschaftlichen In-
teressen auch nach dem Ende des Ko-
lonialismus zu schützen, ist eines klar: 
Eine tragfähige Wirtschaft lässt sich na-
tional, in einer von größter Ungleichheit 
gekennzeichneten Weltwirtschaft, in der 
Afrika zumeist nur seine Ressourcen der 
Welt überantwortet, nicht aufbauen. Die 
Regierenden in Dakar und anderswo in 
Westafrika können sich nicht länger an 
das nationale Gatekeeping klammern. 
Sie sind mehr denn je gefordert, beste-
hende wirtschaftliche und politische In-
tegrationsschritte (ECOWAS – Economic 
Community of West African States; Wäh-
rungsunion) auszubauen und zu vertie-
fen, um über diesen Weg ihr je historisch 
gewachsenes Verhältnis der Abhängig-
keit zur Welt zu verändern, um Souverä-
nität, sprich Handlungsmöglichkeiten, zu 
gewinnen. 
Die ausgehöhlte Souveränität des sene-
galesischen Staates hat im historischen 
Verhältnis des Senegals zur Welt seine 
Ursache. Neben dem Staat und den is-
lamischen Bruderschaften, deren Netz-
werkökonomie sich einerseits globalisiert 



22 und andererseits mit dem Wachstum 
von Touba re-territorialisiert und so dem 
Staat und seinen FinanzbeamtInnen den 
Zugriff erleichtert hat, haben sich mit den 
Krisen und Reformprogrammen weitge-
hend unkontrollierte nationale und in-
ternationale Akteure in Wirtschaft und 
Gesellschaft breitgemacht. Multinatio-
nale Unternehmen, internationale NGOs 
und Geberorganisationen wie Weltbank 
und IWF sind mit ihren unzähligen Pro-
grammen und Plänen auf der Spielwie-
se namens Entwicklung und Moderni-
sierung, ob im Zeichen von Omega oder 
Emergence, zu dominierenden Akteuren 
geworden. Diese Rekonfiguration des 
Regierens geschah auf Einladung des 
Staates, da dieser sich Entlastung und 
Einnahmen versprach, die die Regieren-
den nicht nur in Zeiten der Krise, wenn 
Ansprüche hoch und Mittel knapp sind, 
gern verteilen, um Einfluss und Macht zu 
sichern und zu mehren. 

Von der zunehmenden Brüchigkeit des 
Islam-Wolof-Sozialvertrags profitieren 
auch die neuen Moralwächter, von de-
nen wohl einige unter der schwarzen 
Fahne des Dschihad zum radikal Bösen 
bereit sind. Hoffnung auf eine demo-
kratische Neuerfindung des senegale-
sischen Staates unter der bunten Triko-
lore machen die seit den 1990er Jahren 
zu beobachtenden städtischen Jugend-
bewegungen, die sich in kritischen Au-
genblicken – wie vor den Wahlen 2012 – 
zu Wort melden und über ihre eigenen 
Gruppeninteressen hinaus als junge Bür-
gerInnen eine demokratische politische 
Kultur für ihr Land einfordern.
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«Wie anderswo auch gedeiht 

der Extremismus nur dort,  

wo er die entsprechenden  

gesellschaftlichen Bedingungen 

vorfindet. Die Perspektivlosig­

keit Tausender junger Menschen 

gehört sicher zu diesen  

Bedingungen, zumal sie auf  

eine Haltung in der Gesellschaft 

trifft, die den Staat, wenn nicht 

als fremd, so doch seine  

RepräsentantInnen als  

‹Schmarotzer› ansieht. Das 

senegalesische Staatswesen 

bedarf dringend einer Neu­

erfindung, die keinem bekann­

ten Modell folgen kann.»

Armin Osmanovic


